
vodafone 

Vodafone GmbH, 40543 Düsseldorf 

Vorab per E-Mail: bk2-postfach@bnetza.de 

Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 2 

Postfach 8001 

53105 Bonn 

Ihr Zeichen 

Ihre Nachricht vom 

Unser Zeichen 

Tel.: +49 (0) 211/533-1432 

Fax: +49 (0) 211/533­

Mobil: +49 (0) 172 

E-Mail 

ral f.monius@vodafone.com 

d-c.wilde@vodafone.com 

Datum: 11.11.2016 

BK2a-16/004 

Antrag der Telekom Deutschland GmbH auf Genehmigung der Entgelte für Carrier­
Festverbindungen (CFV) Ethernet ab 01.01.2017 

Sehr geehrter Frau Vorsitzende, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

am 26.10.2016 hat die Beschlusskammer 2 der BNetzA in ihrem Entscheidungsentwurf neue 

Überlassungsentgelte auf Basis des Antrags der Telekom Deutschland GmbH (im Folgenden 

„Telekom") vom 01.08.2016-für Carrier-Festverbindungen (CFV)-Ethernet ab dem 01.01.2017 zur 

nationalen Konsultation gestellt. Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung. 

Begrüßenswert ist zunächst, dass die Beschlusskammer der von allen Beteiligten in der 

öffentlichen mündlichen Verhandlung vom 13.09.2016 sowie in den daran anknüpfenden 

Stellungnahmen geforderten Absenkung der Überlassungsentgelte für Ethernet-CFV 

grundsätzlich gefolgt ist. Diese resultiert insbesondere aus der gegenüber der bisherigen 

Genehmigungspraxis durch die Beschlusskammer vorgenommenen Anpassung der Ethernet-CFV­

Entgeltkalkulation auf Basis eines nativen Ethernet-Netzes. Damit wurden die 

Wettbewerbsvoraussetzungen auf Ebene der Geschäftskunden deutlich verbessert. 

Jedoch wird die Absenkung der Überlassungsentgelte durch die Beschlusskammer nach 

Einschätzung von Vodafone bei Weitem nicht in dem Maße vorgenommen, wie es zur Sicherung 

des verbleibenden Wettbewerbs sowie unter der Leitlinie wettbewerbsanaloger Entgelte 
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sachgerecht, erforderlich und angemessen gewesen wäre. Aus den nachfolgend im Detail 

dargestellten Gründen sind die Überlassungsentgelte für Ethernet-CFV im Vergleich zu den im 

Konsu ltationsentwurf festgelegten Überlassungsentgelten weiter abzusenken. 

Im Einzelnen: 

1. Kalkulationsbasis, Ziffer 4.1.4. 

Geplante Entgelte für passive lnfrastrukturelemente der Ethernet-CFV sind überhöht, da sie 

ausschließlich auf Brutto-Wiederbeschaffungskosten basieren 

Gemäß Ziffer 4.1.4.3.6 des Konsultationsentwurfs setzt die Beschlusskammer 2 bei der Kalkulation 

der Investitionswerte durchgehend Brutto-Wiederbeschaffungskosten an. Demnach strebt die 

Beschlusskammer mit der Festlegung auf diesen Kostenansatz eine weitergehende Öffnung des 

Marktes für Abschluss-Segmente von Mietleitungen an. Dafür sei es notwendig, dass Wettbewerber 

der Betroffenen in eigene CFV-Technologie investieren können, ohne sich dabei 

Wettbewerbsverzerrungen infolge unerreichbar günstiger Preise des marktbeherrschenden 

Unternehmens ausgesetzt zu sehen. 

Im Rahmen ihrer Abwägung der verschiedenen Methoden zur Kalkulation des lnvstitionswertes hat 

die Beschlusskammer es bei der Auswahl des Bewertungsmaßstabs versäumt, sich mit der NGA­

Empfehlung 2010/572/EU sowie der Nichtdiskriminierungsempfehlung 2013/466/EU der EU­

Kommission auseinanderzusetzen. Auch bei der Genehmigung der Abschlusssegmente von 

Mietleitungen ist die NGA-Empfeh lung zu beachten. Diese bezieht sich zwar nur auf die Märkte 4 

und 5 der (früheren) Märkteempfehlung 2007/879/EG vom 17.12.2007. Die verwendete 

Linientechnik ist jedoch bei den Abschlusssegmenten von Mietleitungen dieselbe wie beim Zugang 

zum Teilnehmeranschluss. Die neuere Marktempfehlung 2014/710/EU der Kommission vom 

9.10.2014 bringt dies dadurch zum Ausdruck, dass sie den bisherigen Markt 6 nunmehr definiert als: 

„Auf der Vorleistungsebene an festen Standorten bereitgestellter Zugang zu 

Teilnehmeranschlüssen von hoher Qualität". 

Aus dem Erfordernis der inhalt lichen Abstimmung im Konsistenzgebot des § 27 Abs. 2 TKG ergibt 

sich, dass die Linientechnik beim Zugang zum Teilnehmeranschluss (Märkte 4 und 5 der früheren 

Empfehlung und Märkte 3a und b der neuen Empfehlung) und beim Zugang zum 

Abschlusssegment von Mietleitungen nach den gleichen Grundsätzen bewertet werden muss. Die 

NGA-Empfehlung enthält für die Bewertung der baulichen Infrast ruktur in Anhang 1, Ziffer 2 

Vorgaben für die Bewertung der baulichen Infrastruktur, die eine Bewertung mit den historischen 

Kosten oder den Netto-Wiederbeschaffungskosten zumindest nahelegen. Hiernach sollen die 

Entgelte für den Zugang zur baulichen Infrastruktur: 
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„die tatsächlichen Kosten des Betreibers [„.] widerspiegeln. Dabei sollen die NRB 
insbesondere die tatsächliche Lebensdauer der betreffenden Infrastruktur und 
mögliche Einsparungen des Betreibers [.„] bei deren Aufbau berücksichtigen. Die 
Zugangspreise sollten den richtigen Wert der betreffenden Infrastruktur 
einschließlich der Abschreibung abbilden (Hervorhebung nur hier)". 

Durch die Nichtdiskriminierungsempfehlung 2013/466/EU der EU-Kommission vom 11.09.2013 

wurden diese Vorgaben im Einklang mit der Empfehlung 2010/572/ EU (so ausdrücklich EG 10 der

Nichtdiskriminierungsempfehlung) dahin konkretisiert, dass die NRB die Kosten für das 

Kupferleitungsnetz anhand eines modernen und effizienten NGA-Netzes ermitteln sollen (Ziffern 

30 ff. der Nichtdiskriminierungsempfehlung). In die Bewertung der wiederverwendbaren baulichen 

Infrastruktur mit Brutto-Wiederbeschaffungskosten ist dabei ausgeschlossen (Ziffer 32 Satz 3, Ziffer

34 f. der Nichtdiskriminierungsempfehlung). 

Diese Vorgaben hat die Beschlusskammer bei der Auswahl des Bewertungsmaßstabs für das 

Anlagevermögen nicht beachtet. 

Die Beschlusskammer 3 vertritt demgegenüber im jüngsten Verfahren wegen der Genehmigung

von Entgelten für den Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung (monatliche Überlassungsentgelte, 

BK3c-16/005) die Auffassung, dass eine Bestimmung der Kosten ausschließlich anhand von Brutto­

Wiederbeschaffungswerten für ein heute neu errichtetes Netz nicht zulässig ist (vgl. Beschluss 

BK3c-16/005 vom 29.06.2016, S. 33). Dabei Legt die Beschlusskammer insbesondere die Vorgaben 

der Nichtdiskriminierungsempfehlung der EU-Kommission 2013/466/EU vom 11.09.2013

zugrunde. 

Vodafone begrüßt die grundsätzliche Abkehr der Beschlusskammer 3 von einer Netzbewertung zu

reinen Brutto-Wiederbeschaffungskosten und erachtet es als erforderlich, diese Abkehr auch auf die

vorliegenden Entgeltgenehmigungen für Mietleitungen zu übertragen, da diese weitgehend auf

derselben passiven Netzinfrastruktur produziert werden wie der Zugang zur TAL. Bezogen auf die

Kosten der wiederverwendbaren baulichen Anlagen, die auch im Hinblick auf ein zukünftiges NGA­

(Referenz)Netz weiterhin genutzt werden können bzw. bereits genutzt werden (insbesondere

Kabelkanalanlagen und -schächte), sieht die Nichtdiskriminierungsempfehlung eine Bewertung

dieser Anlagen zu kalkulatorischen Restwerten vor (vgl. Nichtdiskriminierungsempfehlung, Ziffern

33-36). Da reine Brutto-Wiederbeschaffungswerte bereits getätigte Abschreibungen grundsätzlich 

unberücksichtigt lassen, kommen diese folglich als geeigneter Kostenmaßstab für passive

lnfrastrukturelemente nicht in Betracht. Vielmehr kann der Nichtdiskriminierungsempfehlung der

EU-Kommission entweder durch eine Kostenkalkulation zu historischen Kosten (ursprüngliche

Anschaffungs- und Herstellungskosten abzüglich der bereits getätigten Abschreibungen) oder zu

Netto-Wiederbeschaffungswerten (Wiederbeschaffungswert abzüglich bereits getätigter

Abschreibungen) entsprochen werden. Bereits vollständig abgeschriebene passive Netzelemente

sind grundsätzlich weder im Rahmen der Bewertung zu historischen kosten noch zu Netto­

Wiederbeschaffungswerten in die Kostenkalkulation einzubeziehen (vgl. auch Beschluss BK3c­

16/005 vom 29.06.2016, S. 30). 
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Gemäß den Ausführungen der Beschlusskammer 3 führt die adäquate Umsetzung der 

Nichtdiskriminierungsempfehlung im Rahmen der Bewertung passiver lnfrast rukturelemente 

ceteris paribus zu einer Absenkung des Investitionswertes und damit zu einer Absenkung der 

Kosten der effizienten Leistungserbringung (vgl. auch Beschluss BK3c-16/005 vom 29.06.2016, S. 

30). Demzufolge muss es zu einer deutlichen Absenkung der Investit ionswerte für Mietleitungen im 

Abschlusssegment unterhalb der heutigen Wiederbeschaffungspreise für ein neues Netz kommen. 

Nach Ansicht von Vodafone muss daher im Zusammenhang mit der Kalkulation der 

Investitionswerte für Ethernet-CFV eine Anpassung der Bewertung von 
wiederverwendbaren baulichen Anlagen auf Basis von historischen Kosten oder ersatzweise 

zu Netto-Wiederbeschaffungskosten unter Berücksichtigung der Vorgaben der 

Nichtdiskriminierungsempfehlung der EU-Kommission 2013/466/EU durch die 

Beschlusskammer vorgenommen werden. 

2. Aufwendungen nach § 32(2) TKG, Ziffer 4.2.8. 

Die Berücksichtigung neutraler Aufwendungen in den genehmigten Entgelten ist fehlerhaft: 

2.1. Keine Verursachung der neutralen Aufwendungen durch die Leistung 

Die gesetzlichen Voraussetzungen für den Ansatz neutraler Aufwendungen liegen nicht vor. 

Neutrale Aufwendungen sind solche, die durch die Leistungsbereitstellung verursacht werden, aber 

über das für eine effiziente Leistungsbereit stellung erforderliche Maß hinausgehen. Dies kommt in 

§ 32 Abs. 2 Satz 2 TKG klar zum Ausdruck und entspricht der früheren Regelung in§ 3 Abs. 4 TEntgV. 

Für einen Ansatz neutraler Aufwendungen genügt es grundsätzlich nicht, dass Aufwendungen des 

regulierten Unternehmens nicht in den KeL enthalten sind. Wäre dies ausreichend, könnten 

beliebige Kosten des Unternehmens als neutrale Aufwendungen geltend gemacht werden. Es 

genügt daher auch nicht. dass es sich um Aufwendungen für Beschäftigte handelt, die - wofür 

jegliche Feststellung im vorliegenden Konsultationsentwurf fehlt - früher einmal in dem 

Unternehmensbereich tätig waren, in dem die Leistung heute erbracht wird. So kann der Entwurf 

der Beschlusskammer keinen Kausalzusammenhang zwischen den geltend gemachten 

Aufwendungen und der erbrachten Leistung darlegen. 

Das Urteil des EuGH vom 14. Juli 2005 (Rs. C-386/03, SRG.2005 1-697 4) verlangt jedoch einen 

tatsächlichen Verursachungszusammenhang zwischen den Kosten und der erbrachten Leistung als 

Grundvoraussetzung für die Kostenorientierung eines Entgelts. Dort ging es darum. dass 

Bodenabfertigungsdienstleistungen an Flughäfen, die früher von den Flughafenbetreibern erbracht 

wurden, nunmehr von Fremddienstleistern (Bodenverkehrsdienstleistern) und Selbstabfertigern 
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(d.h. Luftverkehrsgesellschaften selbst) erbracht werden. Diesen Dienstleistern und 

Selbstabfertigern darf der Flughafenbetreiber nach der Übernahme nur noch Entgelte für zentrale 

Bodenverkehrsdienstinfrastruktureinrichtungen in Rechnung stellen. Hatte er früher selbst 

Personal für die übertragenen Dienstleistungen eingesetzt, die der Dienstleister oder 

Selbstabfertiger nun nicht benötigt und deshalb nicht übernehmen will - weil er mit weniger 

Personal auskommt-, darf der Flughafenbet reiber nach dem EuGH die Aufwendungen für diese 

Kräfte nicht der Berechnungsgrundlage fü r die Entgelte für die Benutzung der 

Flughafeneinrichtungen zusch lagen. Denn weil er die Dienstleistung selbst nicht mehr erbringt und 

die nicht übernommenen Kräfte auch fü r die verbleibende Vorleistung tatsächlich nicht eingesetzt 

werden, besteht kein Verursachungszusammenhang. 

Nicht anders liegt es hier: Bei den betreffenden Kräften handelt es sich nicht etwa um überflüssige 

(ineffiziente) Kräfte, die tatsächlich weiter im Bereich der Leistungserbringung tätig sind. Vielmehr 

hat die Betroffene selbst diese Kräfte längst aus der Leistungserbringung herausgenommen und 

einem anderen Unternehmensbereich zugeordnet. Dass dies auf einer eigenen Entscheidung im 

Konzern der Betroffenen beruht und nicht wie im dem EuGH zugrundeliegenden Fall auf der 

(Nichtübernahme-) Entscheidung des Vorleistungsnehmers, kann keinen Unterschied machen: 

Wenn das regulierte Unternehmen selbst dann, wenn der Verursachungszusammenhang durch die 

Entscheidung eines anderen (des Vorleistungsnehmers) wegfällt, nach Unionsrecht die neutralen 

Aufwendungen nicht mehr ansetzen darf, so gilt dies erst recht dann, wenn der Wegfall des 

Verursachungszusammenhangs -wie hier- auf einer eigenen Umstrukturierungsentscheidung des 

regulierten Unternehmens beruht. 

2.2. Keine Prüfung der entstandenen Ist-Kosten 

Die Beschlusskammer hat außerdem nicht ausreichend geprüft, ob die Ist-Kosten der Leistung bei 

den Varianten, bei denen die Beschlusskammer neutrale Aufwendungen anerkannt hat, tatsächlich 

höher sind als die von der Beklagten als KeL angesehen Kosten. Voraussetzungen für die 

Anerkennung neutraler Aufwendungen ist nach § 31 Abs. 1 Satz 2 und § 32 Abs. 2 TKG, dass die 

Summe der Ist-Kosten und der neutralen Aufwendungen höher ist als die von der Beklagten als KeL 

angesehenen Kosten. Als Ist-Kosten hat die Beschlusskammer die Kosten angesehen, die in den 

von der Beigeladenen vorgelegten Kostenunterlagen geltend gemacht wurden. Die Ausführungen 

der Beschlusskammer unter Ziffer 4.2.8. ff. ihres Konsultationsentwurfs lasst darauf schließen, dass 

die Beschlusskammer die von der Telekom im Zusammenhang mit den neutralen Aufwendungen 

vorgelegten Kostenunterlagen ohne weitere inhaltliche Prüfung als Nachweis anerkannt hat. 

Jedoch liegt die Annahme nahe, dass die Beigeladene in den Kostenunterlagen höhere 

Abschreibungen und höhere Kapitalzinsen angesetzt hat, als die Beschlusskammer bei der 

Ermittlung der KeL zugrunde gelegt hat. Eine ungeprüfte Übernahme der in den Kostenunterlagen 

angegebenen Kosten kann nicht mit den tatsächlichen Ist-Kosten gleichgesetzt werden. 

Anderenfalls hätte es das regulierte Unternehmen in der Hand, die Ist-Kosten nahezu beliebig 

aufzublähen. Die Beschlusskammer hat daher nicht. wie es nach ihrer eigenen Verwaltungspraxis 
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notwendig wäre, die tatsächliche Höhe der Ist-Kosten überprüft, wodurch die Voraussetzungen für 
die Berücksichtigung neutra ler Aufwendungen nicht erfüllt sind. 

Die Überlassungsentgelte Ethernet-CFV sind nach Auffassung von Vodafone entsprechend 

um die neutralen Aufwendungen zu kürzen. 

Das Schreiben enthält keine Bet riebs- und Geschäftsgeheimnisse! 

Mit freundlichen Grüßen 

Vodafone GmbH 

(Ralf Monius) (David Wilde) 
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